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Vorwort 

Dieses "Gutachten über Frühf"Orderung in Schleswig-Holstein" wurde Anfang 
2010 im Auftrag des Ministeriums für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Lan­
des Schleswig-Holstein (heute: Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie 
und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein) ausgeschrieben und in der 
Zeit vom 01. Mai 2010 bis 30. April 2012 realisiert. 

Durch sein mehrdimensionales Forschungsdesign, einem Mix von quanti­
tativen und qualitativen Methoden, wurde ein Höchstmaß an Aktivierung und 
Partizipation aller Akteure der Frühf"Orderung in Schleswig-Holstein erreicht. 
Dies gilt insbesondere für die Vollerhebungen durch zwei Fragebogenaktionen, 
f"Ur zahlreiche Experten- und Fokusgruppeninterviews, 3 Workshops, die Daten­
erhebungen bei allen Sozial- und Gesundheitsämtern der Kreise und kreisfreien 
Städte sowie die Fachtagung "Nationale und internationale Entwicklungen in der 
Frühf"örderung" mit mehr als 170 Fach- und Führungskräften. 

Durch dieses Vorgehen ist es gelungen, die Vielfalt der Akteure und die Sys­
temlogiken, die ihr Handeln bestimmen, adäquat zu berücksichtigen und abzubil­
den. Das wichtigste Ergebnis ist die Kennzeichnung eines "Systems im Wandel", 
das sich vor allem in seinen regionalen Spezifika außerordentlich differenziert 
darstellt. So entfalten beispielsweise Veränderungsprozesse der kommunalen Kos­
tenträger erst nach und nach und in verschiedener Intensität ihre Wirkung, so­
dass zu vielen Fragestellungen sehr unterschiedliche Entwicklungsstände in den 
Regionen festgestellt werden mussten. 

Umso wichtiger sind die Vorschläge und Empfehlungen des Gutachtens, die 
eine stärkere landesweite Steuerung und Strukturierung einfordern. Dies betrifft 
z. B. eine Neufassung der Landesrahmenvereinbarung für das Gesamtsystem und 
die Teilsysteme der Frühförderung, insbesondere im Hinblick auf verbindliche 
Mindeststandards und Vereinheitlichung der strukturellen Rahmenbedingungen. 
Dies gilt auch bezogen auf ein verbessertes System der Erfassung und Bewer­
tung grundlegender Daten, um so über eine belastbare Basis f"Ur notwendige Ver­
änderungen der rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen zu verfügen. 
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Das Gutachten wurde begleitet durch einen Beirat, in dem alle für die Früh­
förderung in Schleswig-Holstein relevanten Organisationen und Institutionen 
vertreten waren. Zwischenergebnisse und der Entwurf des Endberichts wurden 
im Beirat rückgekoppelt und diskutiert, zahlreiche Anregungen wurden von den 
Gutachtern aufgegriffen. 

Allen Mitwirkenden und begleitenden Akteuren gilt ein Dank für ihr Enga­
gement und ihre Unterstützung - die Erwartungshaltung bezüglich der schritt­
weisen Verbesserung der Rahmenbedingungen für ein "System im Wandel" 
insbesondere an die fachpolitisch Verantwortlichen auf regionaler und auf Lan­
desebene ist groß. 

Wir danken Prof. Dr. Armin Sohns, Fachhochschule Nordhausen, der als 
bundesweit anerkannter Experte das Projektteam mit guten Ratschlägen beglei­
tet und für diese Publikation eine Einordnung des Gutachtens in den Stand der 
nationalen und internationalen Fachdiskussion vorgenommen hat. 

Ein besonderer Dank gilt Herrn Ministerialrat Waldemar Kunkat, Referat­
sleiter des Referates "Sozialhilfe, Eingliederungshilfe für Menschen mit Behin­
derung (ohne Werkstätten)" im MSGFG. Er hat über viele Jahre unerschütterlich 
an den Voraussetzungen zur Erteilung dieses Gutachtens gearbeitet und dessen 
Realisierung umsichtig begleitet - wir widmen ihm diesen Endbericht. 

Prof Dr. Bemd Maelicke 
Prof Dr. Rainer Fretschner 
NinaKöhler 
FabianFrei 



Einführung von Prof. Dr. Armin Sohns 

Frühiörderung von Kindern im Vorschulalter im 
Spannungsfeld zwischen fachlichen Ansprüchen von 
Wissenschaft und Gesetzgeber und der (Nicht-) Umsetzung 
in der Praxis - Anmerkungen zur Studie" Vernetzung statt 
Versäulung - Frühförderung in Schleswig-Holstein" 

Die "Frühe Förderung" unserer Kinder ist angesichts immer häufiger auftretender 
sogenannter ,,Entwicklungsauffälligkeiten" in aller Munde. Eine tragende Rolle 
spielen hierbei verschiedene Grundanliegen von Politik und Gesellschaft, um de­
ren Ausgestaltung aktuell diskutiert wird. All diese Bereiche sind mit dem inter­
disziplinären Gesamtsystem der Frühf"örderung unmittelbar verbunden: 

• der Kinderschutz, und damit die Diskussion um "Frühe Hilfen". Laut Home­
page des "Nationalen Zentrums für Frühe Hilfen" weist die Bundesjugend­
ministerin die Frühf"örderung als eine der vier tragenden Säulen aus 

• die "Frühe Bildung" von Kindern im Vorschulalter einschließlich der Um­
setzung des gesetzlich beschlossenen Anspruchs auf Inklusion, der sich 
ohne das familienorientierte Frühf"ördersystem (oder neu zu schaffende 
Ersatzsysteme) und eine neu formierte Kooperation mit Kindertagesstätten 
und Schulen nicht wird umsetzen lassen 

• die medizinisch-therapeutische Förderung, die - wie später ausgeführt wird 
- inzwischen offenbar zum Regelangebot für Kinder zwischen 4 bis 6 Jahren 
in Deutschland gehört. Und - nicht zuletzt -

• die im Gesetz verankerte pädagogische Frühförderung (,,heilpädagogische 
Leistungen") von Kindern mit Entwicklungsrisiken und ihrer Familien, die 
per Gesetz als "Komplexleistung" mit medizinischen und therapeutischen 
Leistungen (so wie vorschulischen Angeboten der Schulträger) aus einem 
abgestimmten Gesamtsystem zu erbringen ist. 

Wenn wir für diese Frühförderung nun von einem Spannungsfeld sprechen zwi­
schen den fachlichen Ansprüchen und der Umsetzung in die Praxis, so beinhal­
tet dies, dass sich die Fachlichkeit auf eine veränderte Umwelt einstellen muss­
te, die auch Auswirkungen auf das System der Frühförderung mit sich brachte. 

B. Maelicke et al., Innovation und Systementwicklung in der Frühförderung,
DOI 10.1007/978-3-658-02931-9_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2013
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Und dass sich diese Fachlichkeit mit den Leistungsträgern, die für ihre Finan­
zierung und weitere Ausgestaltung zuständig sind, schwer tut: Die Organisation 
der Frühen Hilfen in der Praxis ist weitgehend ineffizient und von ineffektiven 
fachlichen Schwerpunkten geprägt. Oe facto finanzieren wir mit großem Auf­
wand seit Jahrzehnten unvermittelte Parallelsysteme zu Lasten von Kindern und 
Familien, weil es der administrativen Ausgestaltung trotz gesetzlicher Vorgaben 
offensichtlich nicht gelungen ist, eigene Zuständigkeiten in ein abgestimmtes Ge­
samtsystem zu integrieren. 

Die Veränderungen in der Frühf"drderung sind geprägt von einer in den letz­
ten Jahrzehnten zum Teil draroatisch steigenden Nachfrage. Gleichzeitig sind die 
Kommunen als traditioneller Leistungsträger einer (pädagogischen) Frühförde­
rung in ihren finanziellen Möglichkeiten zunehmend begrenzt, so dass die Hil­
femöglichkeiten f"Ur das einzelne Kind und seine Familie eingeschränkt wurden. 
Umso mehr wäre zu erwarten, dass großer Wert auf die Effizienz der Leistungen 
gelegt wird. Schließlich führen die sich weiterentwickelnden fachlichen Grund­
lagen in Folge wissenschaftlicher Erkenntuisse (z. B. der Neurobiologie, Resili­
enz- und Bindungsforschung) zu neuen Ansprüchen, die vor allem aus der The­
orie an die Praxis der Frühf"örderung herangetragen werden. In diesem Dreieck 
(Fachpersonen, Leistungsträger und Leistungsanbieter) werden alle Beteiligten 
vor neue Herausforderungen gestellt. 

Die Kinder in der Frühjörderung 

Um die fachlichen Ansprüche bewerten zu können ist es notwendig, einen Blick 
auf die Frühförderkinder und ihre Indikationen für die Inanspruchnahme von 
Frühf"örderung zu werfen. Diese haben sich in den letzten zwei bis drei Jahrzehn­
ten gravierend verändert: Standen in den 1980er Jahren in den deutschen Früh­
f"drderstellen eindeutig noch Kinder mit medizinisch diagnostizierten "Behin­
derungen" (körperlich, geistig, mehrfach behindert) im Mittelpunkt, so hat sich 
dieses Verhältnis ins Gegenteil verkehrt. Am Beispiel der beiden bislang einzigen 
Volluntersuchungenjeweils eines ganzen Bundeslandes, bei der 100% der Früh­
f"6rderstellen erfasst und alle Kinder in der damaligen Frühf"örderung Mecklen­
burg-Vorpommerns (Sohns 2001) und Thüringens (Sohns et al. 2013), diagnosti­
ziert werden konnten, zeigt sich, dass diese "k1assischen~' Behinderungsformen 
nur noch etwa 20-25 % der Kinder in den Frühförderstellen ausmachen. Der ein­
deutige Schwerpunkt sind Kinder mit "Allgemeiner Entwicklungsverzögerung 
unklarer Genese", also Kinder, bei denen eine eindeutige Indikation für Hilfen 
vorliegt (z. B. 4-jäbrige auf dem Entwicklungsstand von 2-jährigen), ohne dass 
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die Ursache f"1ir diese fehlende Entwicklung eindeutig benannt werden kann. Sie 
scheinen im hohen Maße durch gesellschaftliche Rahmenbedingungen beein­
flusst und korrelieren auch mit den weiteren 19 % (Mecklenburg-Vorpommern 
2000) und 36,7 % (Thüringen 2010) von Kindern mit sogenannten "psycho-sozi­
alen Auff""alligkeiten". 

Auch die vorliegende Studie aus Schleswig-Holstein belegt diese Tendenz 
eindrucksvoll. Wenn selbst die kreiseigenen Gesundheitsämter angeben, 100 % 
der Kinder hätte eine "allgemeine Entwicklungsverzögerung" und "psycho-so­
ziale Belastungen", so widersprechen sie hiermit den eigenen kommunalen Spit­
zenverbänden, die die Frühf"örderung einseitig als Leistungen der Eingliederungs­
hilfe nur dem SGB XII zuordnet. 

Wir können heute davon ausgehen, dass Kinder mit allgemeinen Entwick­
lungsverzögerungen und psycho-sozialen Auff"alligkeiten inzwischen etwa 80 % 
der Kinder in Frühförderstellen ausmachen. Dies muss Auswirkungen auf die 
Konzepte der Fruhf"örderung haben. 

Der Verlust einfacher autoritärer Leitlinien in der Erziehung 

Der bisherige Fokus des Gesetzgebers liegt bei vorschulischen Hilfen im We­
sentlichen auftrsditionellen Familienstrukturen. Als primäres Sozialisationsfeld 
gilt - anders als in der ehemaligen DDR - die Familie, insbesondere die Mutter. 
Der Staat hat sich traditionell im Vorschulbereich aus den familiären Strukturen 
weitgehend herauszuhalten. Entsprechend spät und zögerlich wurden auch erst in 
den 1960er und 70er Jahren überhaupt erste Hilfeangebote für Familien mit Kin­
dern im Vorschulalter systematisch eingerichtet. Eingebettet waren die Anspru­
che an die Erziehung durch die Familie in umfassende gemeinschaftliche Struk­
turen, durch die Erziehungsprinzipien, -ausrichtung und -methodeu vorgegeben 
wurden. Weiter gegeben wurde dies durch die Eltemgeneration, aber auch durch 
eine soziale Kontrolle in überschaubaren Sozialstrukturen und übergeordneter 
Autoritäten - insbesondere Staat und Kirche. 

Mit dem Wandel dieser traditionell-bürgerlichen Gesellschaft zur Risiko­
gesellschaft wurde sich aus diesen autoritär-fremdbestimmenden Vorgaben be­
freit. Damit entstand jedoch nicht nur eine Wahlfreiheit sondern auch ein Ent­
scheidungszwang und eine Übertragung der Verantwortung für ein gelingendes 
Leben (und eine gelingende Erziehung) auf jeden Einzelnen. Dort wo früher Ge­
sellschaft, Moral und Gemeinschaften feste Wege vorgegeben haben, müssen nun 
die Individuen selbst Verantwortung übernehmen und Entscheidungen treffen. 
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Mit dem gesellschaftlichen Anspruch, ihre Kinder zu wohl erzogenen, dis­
ziplinierten und leistungsstarken Mitgliedern unserer Gesellschaft heran zu füh­
ren, sie anzuregen, zu rOrdern, zu schützen und ihnen emotionale Sicherheit und 
Stabilität zu bieten, wird Familie immer mehr isoliert. Der Rahmen von stützen­
den und überschaubaren Sozialräumen und klaren ideologischen Leitlinien weicht 
einer hohen Eigenverantwortung. In dieser "reflexiven Modernisierung" (Keupp) 
verliert die Welt an Eindeutigkeit und Klarheit. Diese Individualisierung und Plu­
ralisierung, die sich der breite Mittelstand nicht mehr nehmen lässt, führt zu Wi­
dersprüchen und Ambivalenzen mit der Konsequenz, dass "die innere Kontrol­
le die äußere Kontrolle ersetzen (muss)" (Fend). Genügte also früher als zentrale 
Autorität der Status der Elternschaft mit dem Spruch: "So etwas tut man nicht", 
so verlangt uns die Risikogesellschaft heute eine wesentlich höhere Reflexion ab. 
Der Satz müsste entsprechend modifiziert werden: "Ich erkenne die Notwendig­
keit und den Halt eines Solidargefüges an und bin bereit, eigene egoistische An­
sprüche zu dessen Gunsten zutück zu stellen" - welch ein Anspruch an Reflexion 
für die einzelnen Individuen in der neu entdeckten Fun-Gesellschaft! 

Wir müssen uns nicht wundern, dass ein Teil unserer Gesellschaft (und ihrer 
Eltern) - gerade mit geringerem Bildungsstand und Reflexionsvermögen - einer 
größeren Gefahr der Überforderung ausgesetzt ist. Die höheren Ansprüche blei­
ben nicht ohne Auswirkung auf den Halt für Kinder und die Anregungen, die ih­
nen in dieser Gesellschaft gegeben werden. 

Hinzu kommt die Tatsache, dass gerade junge Eltern immer weniger Mo­
delle in Form von Kleinfamilien aber auch in Form von Freundschafts- und Be­
kanntenkteisen erhalten, aus denen die Kompetenz zur Anregung und Erziehung 
kleiner Kinder gelernt werden kann. Kommen dann noch zusätzliche Stressoren 
wie Armut und Arbeitslosigkeit hinzu, die den Alltag gerade im sozial benach­
teiligten Milieu prägen, steigt nochmals die Wahrscheinlichkeit einer Überfor­
derung in der Erziehung. 

Die Meta-Studie KiGGS 

Dies wirkt sich nicht nur auf den pädagogischen Bereich, sondern ebenso auf 
den Gesundheitsbereich aus. Die größte Metastudie, die hierzu in Deutschland 
jemals durchgerührt wurde ("KiGGS" mit über 17.000 untersuchten Kinder und 
Jugendlichen allein im Kernsurvey und weiteren Studien im Umfeld) lieferte uns 
auch für Deutschland sehr interessante, signifikante Ergebnisse. Es wurde offen­
bar, wie auch die Gesundheit unserer Kinder in entscheidenden Maße von ge­
sellschaftlichen und individuellen Rahmenbedingungen bestimmt wird. Hierbei 
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spielen Migration- oder auch Wohnsituation und Umweltbedingungen eine große 
Rolle, aber insbesondere die soziale Lage und die individuelle Familiensituation. 

KiGGS kommt zu dem Ergebnis, dass die Mehrheit der Kinder und Jugendli­
chen in Deutschland gesund aufwächst - aber nur noch eine knappe Mehrheit. Ein 
Großteil der Kinder und Jugendlichen zeigt gesundheitliche Beeinträchtigungen, 
die insbesondere in Familien mit niedrigen sozialen Status auftreten. Fazit von 
KiGGS ist, dass personale, familiäre und soziale Ressourcen in einer benachteilig­
ten Lebenslage stark eingeschränkt sind und zu Entwicklungsnachteilen für Kin­
der führen. Insoweit ist KiGGS ein eindringliches Plädoyer für eine zielgruppen­
und ressourcenorientierte Prävention - und entsprechende fachliche Angebote. 

Die "Neue Morbidität" bei der kindlichen Gesundheit 

Hans Schlack als einer der führenden deutschen Sozialpädiater und Mitwirkender 
an der KiGGS-Studie spricht in diesem Zusammenhang vor einer "neuen Mor­
bidität", bei der sich immer mehr akute Krankheiten zu chronischen Krankhei­
ten verändern und primär körperlich bedingte Krankheiten zu psychischen und 
funktionellen Entwicklungsstörungen. Insgesamt muss eine Zunahme des soge­
nannten "Sozialen Gradienten" festgestellt werden, wonach die Erkrankungs­
wahrscheinlichkeit insbesondere bei Kindern aus der unteren Sozialschicht steigt. 

Die Familie soll also anstelle der zunehmend in Frage gestellten traditionel­
len Autoritäten eine gesellschaftliche Anregungs-, Aufsichts-, Motivierungs-, und 
Kontrollinstanz alleine ausfüllen. Gleichzeitig scheint die dramatische Zunahme 
an Frühförderkindern bereits seit längerem mit einer hohen Verunsicherung der 
Eltern mit Erziehungsfragen zu korrelieren: 50% der Eltern "wissen nicht, wor­
an sie sich bei der Erziehung halten sollen" (Shell-Studie 2000). 20 % der Kinder 
sind laut KiGGS-Studie psychisch auffällig (ebenso: Studie des BDP 2007, AOK­
Gesundheitsbericht 2011). Insgesamt zeigt sich ein hoher Einfluss von ökonomi­
schen, sozialen und beruflichen Lebensbedingungen. 

Schlack fasst dies mit Bezug auf die breit diskutierten Todesfälle in sozial 
benachteiligten Familien (häufig Alleinerziehende) im Umfeld von Vernachläs­
sigung und fehlenden Anregungen für kleine Kinder mit den Worten zusammen: 
"Die spektakulären Fälle von Kindesvernachlässigung mit Todesfolge sind die 
Spitze des Eisbergs. Der weitaus größere Teil der vernachlässigten (deprivierten) 
Kinder wird zwar nicht um das Leben, wohl aber um wesentliche Chancen im 
Leben gebracht" (Schack 2008, 151). 
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Dramatische Steigerung der "Hilfen zur Erziehung" 

Wenn wir uns die Veränderung der Nachfrage nach Hilfemaßnahmen in eben je­
nem Umfeld anschauen, so müssen wir zum Teil dramatische Steigerungen fest­
stellen, insbesondere bei den ,,Hilfen zur Erziehung" (HzE) im Rahmen der Ju­
gendhilfe: Obwohl die Zahl der Kinder und Jugendlichen unter 27 zwischen 1991 
und 2006 um 14 % zurück gegangen ist, ist die Nachfrage nach HzE insgesamt um 
79,3 % gestiegen. Der Anteil der Kinder, die entsprechende Hilfen in Anspruch 
nehmen mussten, hat sich also in Deutschland in dieser Zeit mehr als verdoppelt. 
Als Hauptgründe hierfiir gibt das Statistische Bundesamt an: 1. "Gesellschaftliche 
Veränderungsprozesse", 2. "Individuelle Überforderung der Eltern". Am häufigs­
ten wird entsprechend noch immer Erziehungsberatung in Anspruch genommen 
(47,7 %), aber immer häufiger die aufwändigere "Sozialpädagogische Familien­
hilfe". Hier betrug die Steigerungsrate zuletzt über 200 %. Dies weist auf drama­
tische Änderungen in unserer Gesellschaft hin. 

Mit 4,5 Milliarden Euro jährlich sind die gesellschaftlichen Kosten fiir die 
"Hilfen zur Erziehung" in Deutschland sehr hoch. Insbesondere die Herausnah­
men aus den Familien stiegen in den letzten zehn Jahren dramatisch. 

Der kindliche Kampf um Stabilität und Sicherheit 

Wir müssen uns fragen: Was geschieht mit Kindern, deren Bedürfnisse, Unsi­
cherheiten und Ängste nur unzureichend wahrgenommen werden? Im Sinne der 
klassischen Bedürfnispyramide (Maslow) wird zunächst nach der Befriedigung 
menschlicher Grundbedürfnisse gestrebt: Ernährung, Wärme, Pflege, subjektives 
Schutzgefühl, aber auch Liebe, Akzeptanz und verlässliche soziale Beziehungen. 
Werden diese erfüllt, ermöglichen sie Selbstwirksamkeitserfahrungen und bilden 
das Fundament für eine sichere Bindungsbasis. Nur auf ihrer Grundlage entwi­
ckeln sich ein kontinuierliches Explorationsbedürfnis und damit die Aneignung 
von Wissen und Bildung. Entsprechend kämpfen Kinder, deren Grundbedürfnis­
se nur unzureichend erlillit werden, primär um fundamentale Zuwendungen und 
investieren (ihre kindlichen Ressourcen) in die Versuche, auf sich aufmerksam 
zu machen und ihr kindliches Gleichgewicht stabil zu halten. Diese Ressourcen 
fehlen fiir ein kindliches Neugierverhalten und damit fiir kognitive Entwicklungs­
prozesse. Häufig korrelieren diese erschwerenden Entwicklungsbedingungen mit 
fehlenden kognitiven Anregungen. Die Kinder zeigen eine erhöhte Vulnerabilität 
und einen frühzeitigen Resilienzbedarf. 
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Die fachliche Ausrichtung von Hilfeangeboten 

Entsprechend zeigen sich auch im Bereich der Frühforderung als benachbartem 
System ähnlich hohe Nachfragen: Etwa jedes 5. Kind wird zum Zeitpunkt der 
Einschulung nicht "normal" eingeschult, insbesondere wegen sog. Sprach- und 
Koordinationsstörungen, aber auch in zunehmenden Maße ,,Aufmerksamkeits­
störungen". Und auch im Vorschulbereich steigt die Nachfrage weiter: Laut ISG­
Studie im Auftrag des Bundesarbeitsministeriums stieg die Inanspruchnahme 
von pädagogischer Frühf"örderung von 2000 bis 2006 um 14 %. Es ist verständ­
lich, dass die Kommunalen Kostenträger dieser Tendenz administrativ entgegen 
wirken wollen. 

Noch gravierender sind die Daten der Inanspruchnahme von medizinisch­
therapeutischen Maßnahmen durch Kinder im Vorschulalter: Wir können heute 
davon ausgehen, dass beinahe jedes 3. Kind im Alter von 3 bis 6 Jahren eine the­
rapeutische Maßnahme wahrnimmt. Dies sind Hunderte von Millionen Euro (vgl. 
ISG 2012, 33), die die Krankenkassen regelmäßig finanzieren. Insoweit ist es nicht 
verwunderlich, dass sich bspw. die Zahl der Ergotherapie-Praxen in Deutschland 
in den letzten 15 Jahren in etwa verdreifacht hat. 

Wir müssen uns fragen, ob diese Inanspruchnahme fachlich begründbar und 
zu den gewüuschten Erfolgen führt. Wir müssen uns aber auch fragen, ob die Hil­
fesysteme effizient strukturiert sind, ob wir also mit der derzeitigen Struktur un­
serer Hilfe und der Zugänge zu ihnen wirklich diejenigen Kinder erreichen, die 
eine Hilfe durch Systeme der Frühförderung am nötigsten haben: 

Parallel zu der hohen Inanspruchnahme von Frühförderhilfen vor allem im 
medizinisch- therapeutischen Bereich mussten wir gleichzeitig feststellen, dass 
ein Großteil der Kinder, die bei der Einschulungsuntersuchung plötzlich als "be­
hinderte Kinder" mit sonderpädagogischem Förderbedarf nicht in die Regelschule 
aufgenommen werden (können), zuvor keinerlei Hilfen durch die Frühförderung 
erhielten. Bei einer Auswertung von Akten im Gesundheitsamt in Neubranden­
burg durch eine studentische Gruppe mussten wir feststellen, dass 75 % der Kin­
der mit sonderpädagogischem Förderbedarf zuvor keinerlei Förderung durch eine 
Frühförderstelle erhielten und 25 % überhaupt keine Hilfen. Klein kam bei sei­
nen Untersuchungen in Baden-Württemberg zu ähnlich hohen Zahlen. Auch die 
vorgelegte Studie zeigt für Schleswig-Holstein auf, dass zum Zeitpunkt der Ein­
schulung 14 % der Kinder sonderpädagogischen Förderbedarf aufweisen, wäh­
rend zuvor nur 5 % der Kinder ambulante oder teilstationäre Frühf"örderung erhiel­
ten, also auch hier nur ca. 35 % des nach der Einschulung festgestellten Bedarfs 
durch Frühförderung erfasst wurde. Wir müssen uns also gleichzeitig fragen, ob 
wir mit der hohen Inanspruchnahme von Hilfeleistungen auch tatsächlich dieje-


